
Zu einigen Fragen der bedingten 
Strafaussetzung

In absehbarer Zeit werden neue Strafarten oder 
besser gesagt Erziehungsmaßnahmen in die tägliche 
Praxis unserer Juristen treten. Die Tatsache, daß sich 
unser junger sozialistischer Staat weitgehend gefestigt 
hat, macht es nicht mehr erforderlich, eine verhängte 
geringe Freiheitsstrafe in jedem Falle auch zu voll­
strecken. Bereits das Ermittlungsverfahren und 
besonders die Hauptverhandlung wirken in ganz er­
heblichem Maße erzieherisch auf den Beschuldigten 
bzw. Angeklagten ein, so daß es sich in zahlreichen 
Fällen zunächst erübrigt, die Strafe zu vollstrecken.

Wann kann nun der Staatsanwalt Antrag auf be­
dingte Strafaussetzung stellen? Ist dies sofort nach 
dem Plädoyer möglich oder muß das Urteil erst rechts­
kräftig geworden sein?

Auf der Arbeitstagung der Staatsanwälte des Bezirks 
Cottbus am 2. Oktober 1956 wandten sich einige Kolle­
gen entschieden gegen die Meinung, der Staatsanwalt 
könne einen Antrag nach § 346 StPO unmittelbar nach 
seinem Plädoyer stellen. Zur Begründung führten sie 
an, daß ja noch nicht feststehe, ob überhaupt eine 
Bestrafung erfolge und ob nicht ein Rechtsmittel ein­
gelegt werde. Auch bedeute es eine Beeinflussung des 
Angeklagten hinsichtlich des Gebrauchs eines Rechts­
mittels, wenn sofort zum Ausdruck komme, daß er die 
Strafe nicht anzutreten brauche.

Eine solche Begründung ist m. E. nicht stichhaltig, 
denn das Gericht ist selbstverständlich weder an den 
Strafantrag des Staatsanwalts noch an den anschließen­
den Antrag gern. § 346 StPO gebunden, und der sofort 
nach dem Plädoyer gestellte Antrag kann nur lauten: 
„im Falle der Verurteilung dem Angeklagten bedingte 
Strafaussetzung zu gewähren.“

Einen solchen Antrag wird der Staatsanwalt natür­
lich nur dann stellen, wenn die Person des Angeklag­
ten, die Sache und alle sonstigen Umstände es zulassen. 
Wollte man in einem solchen Antrag eine Beeinträchti­
gung der Rechte des Angeklagten erblicken, so müßten 
diese Bedenken auch bei der zu erwartenden bedingten 
Verurteilung zutreffen.

Nur selten wird jedoch ein Bürger, der sich zu Un­
recht oder zu hoch bestraft fühlt, deshalb von seinem 
Recht, Berufung einzulegen, Abstand nehmen, weil 
ihm bedingte Strafaussetzung in Aussicht gestellt ist.

Der Hauptfall für den hier geforderten, unmittelbar 
nach seinem Plädoyer vom Staatsanwalt selbst zu 
stellenden Antrag auf bedingte Strafaussetzung bilden 
sicherlich die Fahrlässigkeitsdelikte. Insbesondere bei 
Verkehrsdelikten, wo infolge der schweren Folgen der 
strafbaren Handlung Geldstrafen nicht angebracht 
sind, ist die Vollstreckung einer Freiheitsstrafe aber 
nicht immer notwendig, wenn der Angeklagte offen­
sichtlich seinen Fehler einsieht. Staatsanwalt und Ge­
richt gelangen hier zu der Überzeugung, daß der 
Angeklagte die Gewähr bietet, den Schaden nach Mög­
lichkeit wieder gut zu machen und nicht erneut 
straffällig zu werden. In solchen Fällen kann der 
Staatsanwalt annehmen, daß das Gericht zugleich mit 
der Verurteilung die bedingte Strafaussetzung derart 
beschließen wird, daß der Verurteilte die Strafe auch 
nicht teilweise zu verbüßen braucht. Dann aber soll 
man damit nicht hinter dem Berge halten. Wenn hier 
der Staatsanwalt sofort nach dem Plädoyer den Antrag 
auf bedingte Strafaussetzung stellt, wird zugleich ver­
hindert, daß der Verurteilte womöglich nach der 
Hauptverhandlung irgendwelchen Einflüsterungen er­
liegt und aus Angst vor der Zeit in der Strafanstalt 
die Deutsche« Demokratische Republik verläßt.

Erklärt der Verurteilte, nachdem er umfassend über 
die Einlegung des Rechtsmittels belehrt wurde, Rechts­
mittelverzicht, so ist es durchaus zweckmäßig, ihm an­
schließend den Beschluß über die bedingte Strafaus­
setzung mitzuteilen.

Eine solche Verfahrensweise sollte in hierfür ge­
eigneten Fällen m. E. bis zum Inkrafttreten der gesetz­
lichen Normen über bedingte Verurteilung in der 
Praxis angewandt werden.
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Mehr Beachtung der AO über die Eingliederung 
entlassener Strafgefangener in den 

Arbeitsprozeß!
Entsprechend unserer gesellschaftlichen Entwicklung 

wurde die Anordnung vom 24. Dezember 1955 über die 
Eingliederung entlassener Strafgefangener in den 
Arbeitsprozeß (GBl. 1956 I S. 57) erlassen. Sie soll dazu 
beitragen, die im Strafvollzug erzielten Ergebnisse der 
Erziehung zu festigen und zu vertiefen.

Im Kreise Bernburg haben Vertreter der Staats­
anwaltschaft, des Kreisgerichts, der Abteilung für 
Innere Angelegenheiten beim Rat des Kreises und die 
amtierenden Schöffen anläßlich einer Besprechung ver­
sucht, sich einen Überblick über die Betreuung der ent­
lassenen Straf- und Untersuchungsgefangenen durch 
die verantwortlichen Organe zu verschaffen. Dabei 
mußte festgestellt werden, daß die Anordnung zwar 
bekannt war und daß auch versucht wurde, danach zu 
arbeiten. Ihre große Bedeutung war jedoch von den 
zuständigen Stellen nicht im vollen Umfange erkannt 
worden.

§ 3 der Anordnung sieht vor, daß die Strafvollzugs­
behörden die Räte der Kreise von jeder bevorstehenden 
Entlassung vier Wochen zuvor zu benachrichtigen und 
ihnen Hinweise für die nach der Entlassung notwendi­
gen Hilfeleistungen zu geben haben. Diese Bestimmung 
hat die Haftanstalt oft zu wenig oder gar nicht beach­
tet. Der Rat des Kreises Bernburg hat im allgemeinen 
lediglich Nachricht über die Entlassung, jedoch keine 
besonderen Hinweise erhalten. Vielfach haben weder 
die Strafvollzugsbehörden noch der Rat des Kreises 
Kenntnis von den Sorgen und Nöten und den wirt­
schaftlichen und familiären Verhältnissen der zu Ent­
lassenen gehabt. Infolgedessen konnten wirksame Hilfs­
maßnahmen oft nicht ergriffen werden.

Bei der Benachrichtigung über die Entlassung müssen 
auf jeden Fall Angaben über die Arbeitsfähigkeit und 
den vor der Inhaftierung ausgeübten Beruf des Häft­
lings gemacht werden, damit eine wirksame Arbeits­
vermittlung gewährleistet ist. Es muß vermieden wer­
den, daß man den Entlassenen Arbeitsplätze nach­
weist, an denen sie als Schwerbeschädigte gar nicht 
tätig werden können, wie dies kürzlich erst zweimal 
vorgekommen ist.

Außerdem muß vor der Entlassung Klarheit dar­
über geschaffen werden, ob der Häftling Unterkunft 
finden wird. Die bloße Feststellung, daß er Verwandte 
hat, die ihn aufnehmen könnten, ist nicht ausreichend, 
um die Wohnraumfrage als geregelt zu betrachten. 
Oftmals haben sich die Verhältnisse in der Zwischen­
zeit grundlegend geändert, und es treten Schwierig­
keiten auf, die der Rat des Kreises durch vorberei­
tende Tätigkeit hätte überwinden können.

Nicht selten ist der Häftling vor der Entlassung auch 
nicht in eingehendem Gespräch darüber belehrt worden, 
daß er sich vertrauensvoll an den Rat des Kreises 
wenden kann.

Derartige Mißstände stellen eine Verletzung der de­
mokratischen Gesetzlichkeit dar, die nicht hingenommen 
werden darf. Es muß darauf gedrungen werden, daß 
die verantwortlichen Mitarbeiter der Strafvollzugs­
behörden mit den zu Entlassenden eingehende Aus­
sprachen führen, auf Grund dieser Aussprachen dem 
Rat des Kreises die notwendigen Hinweise geben, nach­
dem sie ihn gern. § 3 Abs. 2 der Anordnung mindestens 
vier Wochen vor der Entlassung von dieser benach­
richtigt haben.

Nur durch gute Zusammenarbeit kann die alte An­
schauung, daß ein Verurteilter aus der Gesellschaft 
ausgeschlossen ist, überwunden werden.

Es wäre wünschenswert, daß sich die Ständige Kom­
mission für Volkspolizei und Justiz mit den hier be­
handelten Fragen beschäftigt.

ALFRED WEHNER,
Leiter des Staatlichen Notariats Bernburg
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